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ein Originalwerk geschützt. Der Inhaber des Urheberrechts 
am Filmwerk genießt die gleichen Rechte wie der Urheber 
eines Originalwerks einschließlich der in Artikel 14 genann­
ten Rechte.

(2) a)  Der Gesetzgebung des Landes, in dem der Schutz be­
ansprucht wird, bleibt Vorbehalten, die Inhaber des Urheber­
rechts äm Filmwerk zu bestimmen.

b)  In den Verbandsländern jedoch, deren innerstaatliche 
Rechtsvorschriften als solche Inhaber auch Urheber anerken­
nen, die Beiträge zur Herstellung des Filmwerks geleistet ha­
ben, können sich diese, wenn sie sich zur Leistung solcher 
Beiträge verpflichtet haben, mangels gegenteiliger oder be­
sonderer Vereinbarung der Vervielfältigung, dem Inverkehr­
bringen, der öffentlichen Vorführung, der Übertragung mit­
tels Draht an die Öffentlichkeit, der Rundfunksendung, der 
öffentlichen Wiedergabe, dem Versehen mit Untertiteln und 
der Textsynchronisation des Filmwerks nicht widersetzen.

c) Die Frage, ob für die Anwendung des Buchstaben b) die 
Form der dort genannten Verpflichtung in einem schriftlichen 
Vertrag oder in einem gleichwertigen Schriftstück bestehen 
muß, wird durch die Rechtsvorschriften des Verbandslands 
geregelt, in dem der Hersteller des Filmwerks seinen Sitz 
oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Die Rechtsvor­
schriften des Verbandslands, in dem der Schutz beansprucht 
wird, können jedoch vorsehen, daß diese Verpflichtung durch 
einen schriftlichen Vertrag oder durch ein gleichwertiges 
Schriftstück begründet sein muß. Die Länder, die von dieser 
Befugnis Gebrauch machen, müssen dies dem Generaldirek­
tor durch eine schriftliche Erklärung notifizieren, der sie un­
verzüglich allen anderen Verbandsländern mitteilt.

d)  Als «gegenteilige oder besondere Vereinbarung «• gilt 
jede einschränkende Bestimmung, die in der vorgenannten 
Verpflichtung gegebenenfalls enthalten ist.

(3) Sofern die innerstaatlichen Rechtsvorschriften nichts 
anderes vorsehen, ist Absatz (2) Buchstabe b)  weder auf die 
Urheber der Drehbücher, der Dialoge und der musikalischen 
Werke artwendbar, die für die Herstellung des Filmwerks 
geschaffen worden sind-r noch auf dessen Hauptregisseur. Die 
Verbandsländer jedoch, deren Rechtsvorschriften keine Be­
stimmungen über die Anwendung des Absatzes (2) Buch­
stabe b)  auf den Hauptregisseur vqrsehen, müssen dies dem 
Generaldirektor durch eine schriftliche Erklärung notifizie­
ren, der sie unverzüglich allen anderen Verbandsländern mit­
teilt.

Artikel 14ter

(1) Hinsichtlich der Originale von Werken der bildenden 
'Künste und der Originalhandschriften der Schriftsteller und 
Komponisten genießt der Urheber — oder nach seinem Tod

die von den innerstaatlichen Rechtsvorschriften dazu berufe­
nen Personen oder Institutionen — ein unveräußerliches 
Recht auf Beteiligung am Erlös aus Verkäufen eines solchen 
Werkstücks nach der ersten Veräußerung durch den Urheber.

(2) Der in Absatz (1) vorgesehene Schutz kann in jedem' 
Verbandsland nur beansprucht werden, sofern die Heimat­
gesetzgebung des Urhebers diesen Schutz anerkennt und so­
weit es die Rechtsvorschriften des Landes zulassen, in dem 
dieser Schutz beansprucht wird.

(3) Das Verfahren und das Ausmaß der Beteiligung wer­
den von den Rechtsvorschriften der einzelnen Länder be­
stimmt.

Artikel 15

(1) Damit der Urheber der durch diese Übereinkunft ge­
schützten Werke der Literatur und Kunst mangels Gegen­
beweises als solche gelten und infolgedessen vor den Gerich­

ten der Verbandsländer zur Verfolgung der unbefugten Ver­
vielfältiger zugelassen werden, genügt es, daß der Name in 
der üblichen Weise auf dem Werkstück angegeben ist. Dieser 
Absatz ist anwendbar, selbst wenn dieser Name ein Pseudo­
nym ist, sofern das vom Urheber angenommene Pseudonym 
keinen Zweifel über seine Identität aufkommen läßt.

(2) Als Hersteller des Filmwerks gilt mangels Gegenbewei­
ses die natürliche oder juristische 'Person, deren Name in 
der üblichen Weise auf dem Werkstück angegeben ist.

(3) Bei den anonymen Werken und bei den nicht unter 
Absatz (1) fallenden pseudonymen Werken gilt der Verleger, 
dessen Name auf dem Werkstück angegeben ist, ohne weite­
ren Beweis als berechtigt, den Urheber zu vertreten; in dieser 
Eigenschaft ist er befugt, dessen Rechte wahrzunehmen und 
geltend zu machen. Die Bestimmung dieses Absatzes ist nicht 
mehr anwendbar, sobald der Urheber seine Identität offen­
bart und seine Berechtigung nachgewiesen hat.

(4) a)  Für die nichtveröffentlichten Werke, deren Urheber 
unbekannt ist, bei denen jedoch aller Grund zu der Annahme 
besteht, daß ihr Urheber Angehöriger eines Verbandslands 
ist, kann die Gesetzgebung dieses Landes die zuständige Be­
hörde bezeichnen, die diesen Urheber vertritt und berechtigt 
ist, dessen Rechte in den Verbandsländern wahrzunehmen 
und geltend zu machen.

b)  Die Verbandsländer, die nach dieser Bestimmung eine 
solche Bezeichnung vornehmen, notifizieren dies dem Gene­
raldirektor durch eine schriftliche Erklärung, in der alle An­
gaben über die bezeichnete Behörde enthalten sein müssen. 
Der Generaldirektor teilt diese Erklärung allen anderen Ver­
bandsländern unverzüglich mit.

Artikel 16
(1) Jedes unbefugt hergestellte Werkstück kann in den Ver­

bandsländern, in denen das Originalwerk Anspruch auf ge­
setzlichen Schutz hat, beschlagnahmt werden.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes (1) sind auch auf Ver­
vielfältigungsstücke anwendbar, die aus einem Land stam­
men, in dem das Werk nicht oder nicht mehr geschützt ist.

(3) Die Beschlagnahme findet nach den Rechtsvorschriften 
jedes Landes statt.

Artikel 17

Die Bestimmungen dieser Übereinkunft können in keiner 
Beziehung das der Regierung jedes Verbandslands zustehende 
Recht beeinträchtigen, durch Maßnahmen der Gesetzgebung 
oder inneren Verwaltung die Verbreitung, die Aufführung 
oder das Ausstellen von Werken oder Erzeugnissen jeder 
Art zu gestatten, zu überwachen oder zu untersagen, für die 
die zuständige Behörde dieses Recht auszuüben hat.

Artikel 18

(1) Diese Übereinkunft gilt für alle Werke, die bei ihrem 
Inkrafttreten noch nicht infolge Ablaufs der Schutzdauer im 
Ursprungsland Gemeingut geworden sind.

(2) Ist jedoch ein Werk infolge Ablaufs der Schutzfrist, die 
ihm vorher zustand, in dem Land, in dem der Schutz bean­
sprucht wird, Gemeingut geworden, so erlangt es dort nicht 
von neuem Schutz.

(3) Die Anwendung dieses Grundsatzes richtet sich nach 
den Bestimmungen der zwischen Verbandsländern zu diesem 
Zweck abgeschlossenen oder abzuschließenden besonderen 
Übereinkünfte. Mangels solcher Bestimmungen legen die be­
treffenden Länder, jedes für sich, die Art und Weise dieser 
Anwendung fest.


